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Termine März 2012 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern fällig werden: 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

  Überweisung
1
 Scheck

2
 

Lohnsteuer, 

Kirchensteuer, 

Solidaritätszuschlag
3
 

12.3.2012 15.3.2012 9.3.2012 

Kapitalertragsteuer, 

Solidaritätszuschlag 

Ab dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag 

zeitgleich mit einer Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 

abzuführen. 

Einkommensteuer, 

Kirchensteuer, 

Solidaritätszuschlag 

12.3.2012 15.3.2012 9.3.2012 

Körperschaftsteuer, 

Solidaritätszuschlag 

12.3.2012 15.3.2012 9.3.2012 

Umsatzsteuer
4
 12.3.2012 15.3.2012 9.3.2012 

Sozialversicherung
5
 28.3.2012 entfällt entfällt 

 

1
 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 

Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden 

keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto 

des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2
 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt 

als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3
 Für den abgelaufenen Monat. 

4
 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 

5
 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des 

laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. 

Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis 

spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 26.3.2012) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird 

die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem 

Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag 

oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch eine Mahnung in Verzug 

setzen. Der Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid. 

Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn 
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für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 

die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft, 

der Schuldner die Leistung verweigert, 

besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen. 

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung ein; dies gilt 

gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung besonders hingewiesen 

wurde. 

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den darauf enthaltenen 

Verbraucherhinweis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen. 

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte 

bzw. für Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. 

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um welche die 

Bezugsgröße seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der Zinssatz 

für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank vor dem ersten Kalendertag des 

betreffenden Halbjahres. 

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1.7.2009: 

Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz Verzugszinssatz für 

Rechtsgeschäfte ohne 

Verbraucherbeteiligung 

1.7. bis 31.12.2009 0,12 % 5,12 % 8,12 % 

1.1. bis 30.6.2010 0,12 % 5,12 % 8,12 % 

1.7. bis 31.12.2010 0,12 % 5,12 % 8,12 % 

1.1. bis 30.6.2011 0,12 % 5,12 % 8,12 % 

1.7. bis 31.12.2011 0,37 % 5,37 % 8,37 % 

1.1. bis 30.6.2012 0,12 % 5,12 % 8,12 % 

Gewerbesteuermessbetrag für Mitunternehmer einheitlich und gesondert 

festzustellen 

Bei Mitunternehmerschaften ist der auf einzelne Mitunternehmer entfallende Anteil am Gewerbesteuermessbetrag für 

sämtliche Mitunternehmer gesondert und einheitlich festzustellen. Dazu gehört auch der Anteil eines atypisch still 

beteiligten Gesellschafters. Die atypische stille Gesellschaft ist zwar nicht selbst gewerbesteuerpflichtig, trotzdem kommt 

es auch hinsichtlich ihres Anteils am Gewerbesteuermessbetrag der Mitunternehmerschaft auf die richtige 

Quotenverteilung an. 

Es ist insgesamt unerheblich, ob es sich bei den Beteiligten um eine natürliche Person, eine Personengesamtheit oder 

eine Kapitalgesellschaft handelt. Von dem mit der Feststellung der Einkünfte befassten Finanzamt ist lediglich zu prüfen, 

ob eine Mitunternehmerstellung desjenigen vorliegt, der die Feststellung eines Anteils am Gewerbesteuermessbetrag für 

sich geltend macht. Die Prüfung, ob es zu einer Ermäßigung der tariflichen Einkommensteuer kommt, obliegt dem 

Veranlagungsfinanzamt des Beteiligten. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
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Bei der Ermittlung des Gewerbeertrags sind die Miet- und Pachtzinsen auch bei 

häufigen und wechselnden Anmietungen hinzuzurechnen 

Der für die Gewerbesteuer maßgebliche Gewerbeertrag ergibt sich aus dem lt. Einkommen- und 

Körperschaftsteuergesetz ermittelten Gewinn aus Gewerbebetrieb, der um gewerbesteuerliche Hinzurechnungen erhöht 

und um Kürzungen vermindert wird. Hinzugerechnet werden u. a. 20 % der gezahlten Miet- und Pachtzinsen 

(einschließlich Leasingraten) für die Benutzung von beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens, die im 

Eigentum eines anderen stehen. 

Das Niedersächsische Finanzgericht hat entschieden, dass es auf die Dauer der Anmietung nicht ankommt. Die 

Hinzurechnung von 20 % der Miet- und Pachtzinsen ist auch vorzunehmen, wenn der Gewerbetreibende verschiedene 

bewegliche Wirtschaftsgüter häufig, aber jeweils nur kurzfristig, z. B. nur für einen Tag, anmietet. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

Hinweis: Zu berücksichtigen ist, dass die Summe aller Hinzurechnungen um einen Freibetrag von 100.000 € zu kürzen 

ist. 

Keine Gewerbesteuerbefreiung für Schadensersatzleistungen wegen Nichterrichtung 

eines gewerbesteuerbefreiten Gewerbebetriebs 

Eine GmbH beabsichtigte gemeinsam mit einem Arzt ein Dialysezentrum zu errichten. Der für die medizinische Leitung 

vorgesehene Arzt kündigte jedoch seinen Vertrag vor Inbetriebnahme des Zentrums, sodass dessen Inbetriebnahme nicht 

zustande kam. Der Arzt wurde zur Zahlung eines Schadensersatzes verurteilt. 

Mit der Begründung, dass sie bereits ein Dialysezentrum an anderer Stelle betreibe, behandelte die GmbH die 

Schadensersatzleistung als betriebliche, aber gewerbesteuerfreie Einnahme. 

Die Entscheidung des Bundesfinanzhofs: Die Gewerbesteuerbefreiung für das Unternehmen ergibt sich aus dem Betrieb 

einer Einrichtung zur ambulanten Pflege kranker und pflegebedürftiger Personen. Diese Regelung greift für den 

Schadensersatzanspruch jedoch nicht. Das neue Dialysezentrum wurde nicht in Betrieb genommen. Außerdem ist die 

Schadensersatzleistung nicht aus Leistungen eines Dialysezentrums erwirtschaftet, sondern als Ausgleich dafür gezahlt 

worden, dass eine solche Einrichtung nicht entstanden ist. Es kann auch nicht davon ausgegangen werden, dass die 

Schadensersatzleistung steuerfrei sein müsse, weil sie den Ausfall steuerfreier Einnahmen ausgleichen soll. Aus den 

genannten Gründen war die Zahlung des Schadensersatzanspruchs in vollem Umfang gewerbesteuerpflichtig. 

Anmeldung von nicht titulierten Umsatzsteuerforderungen zur Insolvenztabelle muss 

deren Individualisierung ermöglichen 

Nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens darf das Finanzamt die Umsatzsteuer nicht mehr durch Bescheid festsetzen. Es 

muss diese vielmehr zur Insolvenztabelle anmelden. Bestreitet der Insolvenzverwalter die Forderung, erlässt das 

Finanzamt einen sog. Feststellungsbescheid, in dem es die Umsatzsteuer feststellt. 

Sowohl für die Anmeldung als auch für den Feststellungsbescheid reicht es aus, wenn das Finanzamt den Betrag in einer 

Summe und den Zeitraum angibt. Zur insolvenzrechtlich notwendigen Individualisierung ist nicht erforderlich, dass das 

Finanzamt die einzelnen umsatzsteuerrechtlich erheblichen Sachverhalte anführt und näher beschreibt. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
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Innergemeinschaftliche Lieferungen ab 1.1.2012 

Innergemeinschaftliche Warenlieferungen sind umsatzsteuerfrei, wenn alle Voraussetzungen dafür erfüllt sind. 

Unternehmer müssen die Voraussetzungen u. a. durch sog. Buch- und Belegnachweise erbringen. Die Bundesregierung 

hat grundlegende Änderungen beschlossen, die mit Wirkung zum 1.1.2012 in Kraft getreten sind. 

Änderungen und Folgen des § 17a UStDV 

Für Beförderungs- und Versendungsfälle werden identische Belegnachweise geschaffen. Für den Belegnachweis soll es 

nicht mehr darauf ankommen, wie die Ware transportiert wird. Der Belegnachweis soll lediglich aus zwei Dokumenten 

bestehen: dem Doppel der Rechnung und einer sog. Gelangensbestätigung, d. h. einer Bestätigung des Abnehmers, dass 

der gelieferte Gegenstand in den Bestimmungsmitgliedstaat gelangt ist. 

Nach der Rechtsprechung des EuGH sind Buch- und Belegnachweise keine materiell-rechtliche Voraussetzung für die 

Steuerbefreiung. Die Verordnung sieht die Gelangensbestätigung als einzigen Belegnachweis vor. Im Fall der 

Beförderung des Gegenstands durch den Abnehmer (Abholfall) muss dabei die Gelangensbestätigung z. B. eine Angabe 

über Ort und Tag des Endes der Beförderung des Gegenstands im übrigen Gemeinschaftsgebiet enthalten. Der 

Abnehmer kann also erst dann eine Gelangensbestätigung ausstellen, wenn der Gegenstand im übrigen 

Gemeinschaftsgebiet angekommen ist. Im Zeitpunkt der Lieferung liegt aber noch kein Nachweis vor. Der deutsche 

Lieferant muss daher sicherstellen, dass er später in den Besitz der Gelangensbestätigung kommt. Ohne eine 

entsprechende Bestätigung ist der Belegnachweis nicht erbracht. Im Zeitpunkt der Lieferung weiß der Unternehmer also 

noch nicht, ob er die Voraussetzungen der Steuerbefreiung nachweisen kann. Falls ein Unternehmer sich auf 

Gutglaubensschutz berufen will, muss er über eine formell ordnungsgemäße Gelangensbestätigung verfügen. 

Inhalt der Gelangensbestätigung 

Bei der Beförderung des Gegenstands durch den Abnehmer hat die Gelangensbestätigung einen anderen Inhalt als in 

den anderen Beförderungs- und Versendungsfällen. 

Im Fall der Beförderung durch den Abnehmer (sog. Abholfall) muss die Bestätigung folgenden Inhalt haben: 

Name und Anschrift des Abnehmers, 

Menge und handelsübliche Bezeichnung der Gegenstände der Lieferung einschließlich der Fahrzeug-

Identifikationsnummer bei Fahrzeugen im Sinne des Umsatzsteuergesetzes, 

Ort und Tag des Endes der Beförderung des Gegenstands im übrigen Gemeinschaftsgebiet, 

Ausstellungsdatum der Bestätigung, 

Unterschrift des Abnehmers. 

In anderen Fällen, in denen eine Beförderung oder Versendung durch den Unternehmer oder eine Versendung durch den 

Abnehmer erfolgt, tritt an die Stelle des Orts und des Tags des Endes der Beförderung der Ort und Tag des Erhalts des 

Gegenstands im übrigen Gemeinschaftsgebiet. 

In Versendungsfällen reicht es aus, wenn sich die Gelangensbestätigung bei dem mit der Beförderung Beauftragten 

selbstständigen Dritten befindet (z. B. Transportunternehmen) und auf Anforderung der Finanzverwaltung innerhalb einer 

bestimmten Frist vorgelegt werden kann. In diesem Fall muss der Unternehmer eine schriftliche Versicherung des mit der 

Beförderung beauftragten selbstständigen Dritten besitzen, dass dieser über eine Gelangensbestätigung verfügt. 
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Folgen einer fehlenden Gelangensbestätigung 

Kann der liefernde Unternehmer keine Gelangensbestätigung vorlegen, kann die Steuerbefreiung nur gewährt werden, 

wenn aufgrund der objektiven Beweislage feststeht, dass der Liefergegenstand tatsächlich ins übrige 

Gemeinschaftsgebiet gelangt ist. Der Unternehmer hat die Beweispflicht. 

Änderungen des § 17c UStDV 

Auch der Buchnachweis wird geändert. Zukünftig muss neben der Menge und der genauen Bezeichnung des 

Gegenstands bei Fahrzeugen eine buchmäßige Aufzeichnung der Fahrzeug-Identifikationsnummer erfolgen. Diese 

Änderung soll der Bekämpfung der Steuerhinterziehung dienen. 

Kauf zahlungsgestörter Forderungen zum wirtschaftlichen Wert keine 

umsatzsteuerbare Leistung 

Eine Finanzierung AG kaufte von einer Bank zahlungsgestörte Forderungen (sog. Non Performing Loans) im Nennwert 

von 15 Mio. € für 9 Mio. €, was deren wirtschaftlichem Wert am Kauftag entsprach. Die AG erhielt keine gesonderte 

Factoring- oder Delcrederegebühr und trug das volle Ausfallrisiko. 

Der Europäische Gerichtshof entschied, dass die Leistung der AG nicht umsatzsteuerbar war, weil der wirtschaftliche 

Wert der Forderungen dem Kaufpreis entsprach. Die Differenz zwischen Nennwert und wirtschaftlichem Wert sei keine 

Gegenleistung für die Dienstleistung der AG. 

Hinweis: Weil die Entgelte für die Einziehung von Forderungen (sog. Factoring) nicht steuerfrei sind, wird künftig die 

Abgrenzung des Forderungskaufs vom Factoring an Bedeutung gewinnen. 

Personenbeförderung in einer Skihalle unterliegt dem Umsatzsteuerregelsatz 

Die Beförderung mittels Skilift und die Möglichkeit zur Skiabfahrt stellen in einer Skihalle eine einheitliche Leistung eigener 

Art dar. Diese unterliegt dem Umsatzsteuerregelsatz. Der ermäßigte Steuersatz für Personenbeförderung ist zumindest 

dann nicht einschlägig, wenn die Aufstiegshilfen wie in einer Skihalle ausschließlich zur Skiabfahrt genutzt werden 

können. 

(Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs) 

 

 


